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Gesetzs RVO §§ 537? 8985 901

Rechtssatzs Hat jemand in einem Betrieb einen Unfall erlit­
ten und liegen die Voraussetzungen des § 537 Nr 10 
RVO vor, so kommt dem Unternehmer dieses Be­
triebes das zivilrechtliche Haftungsprivileg des 
§ 898 RVO zugute«
Bas Zivilgericht hat darüber zu entscheiden, ob 
der Unfall dem Betrieb eines Unternehmers im Sin­
ne des § 537 Nr 10 RVO zuzurechnen ist«

Aktenzeichens VI ZR 277/55
Urt« des BUH v« 19* März i957* OLG Düsseldorf



VI ZR 277/55
Verkündet
am 19. März 1957
Romacker, Justizangestellter,
als Urkundsbeamter der
Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Transportunternehmers Heinrich
itrasse

»in Hfl
Klägers, Berufungsbeklagten, Revisions­
klägers und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt

gegen

1.

2.

die Katho Gasthausstiftung St» UflHHHM-Hospital in 
________I, vertreten durch den Vorstand, Dechant
den Arbeiter Heinrich in

. SflHBMstrasse
Beklagte, Berufungskläger, Revisions­
beklagte und zu 2) Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigter zu 1) % Rechtsanwalt
- Prpzeßbevollmächtigter zu 2)s Rechtsanwalt

hat der VI» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 25. Januar 1957 unter Mit­
wirkung der Bundesrichter Drc Kleinewefers, Dr, Engels 
Dr» KoE. Meyer, Martin und Dr« Hauß

für Recht erkannt*

Die Revision des Klägers gegen das Ur- *'
teil des 4« Zivilsenat des Oberlandesgerichts 
in Düsseldorf vom 5, August 1955 wird zurück- 
gewiesen»
Auf die Rechtsmittel des Beklagte zu 2) 
wird das vorgenannte Urteil teilweise auf-
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gehoben und das Urteil der 3. Zivilkammer 
des Landgerichts Kleve vom 24* April 1953 
auch insoweit geändert, als Ansprüche des 
Klägers gegen den Beklagten zu 2) für ge­
rechtfertigt erklärt worden sind. Die Zah­
lungsansprüche des Klägers gegen den Beklag­
ten zu 2) werden abgewiesen.
Die Kosten der Rechtsmittel werden dem Kläger 
auferlegt.
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Tatbestands

Der Kläger ist selbständiger Viehtransportunterneh- | 
mer» Die Beklagte zu 1) batte von der Viehverwertungsge­
nossenschaft des Kreises äjUfe einen Schlacht­
bullen gekauft, den der Kläger am 7» Januar 1952 zu der 
Tenne der Beklagten zu 1) brachte, Dort wurde der Bulle 
befestigt, um von dem Beklagten zu 2) als Hausschlachter . 
geschlachtet zu werden. Der Kläger blieb während des 
Sohlachtvorgangs anwesend. Durch einen Bolzenschuß aus 
dem zur Tötung des Bullen bestimmten Apparat wurde er an 
der Hand erheblich verletzt. Die Berufsgenosaenschaft für 
Fahrzeughaltungen, der der Kläger als selbständiger Unter­
nehmer angehört, hat den Vorfall als Arbeitsunfall aner­
kannt und dem Kläger zeitweise eine Rente gezahlt»

Der Kläger hat die Beklagten für die Schäden aus 
diesem Unfall als Gesamtschuldner in Anspruch genommen, 
soweit die Ansprüche nicht auf Öffentlich-rechtliche Ver­
sicherungsträger übergegangen sind. Er hat auch Feststel­
lung der Ersatzpflicht.wegen weiterer Schäden begehrt.

Die Beklagten haben Klageabweisung beantragt. Sie 
verneinen, zum Kläger in irgend welchen rechtlichen Be­
ziehungen zu stehen und bestreiten eine Fahrlässigkeit ,' / 
da der Unfall allein durch den Kläger selbst verursacht 
sei o Die Beklagte zu 1) hat außerdem den Entlastungsbe­
weis gemäß § 851 BGB für den Beklagten zu 2) angetreten.
Beide Beklagte sind sodann der Ansicht, daß ihnen bereits 
mit Rücksicht auf § 898 RVO eine Zahlungspflicht nicht 
obliege»

Das Landgericht hat gegen beide Beklagte Zahlungs-



ansprüehe dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt» Auf 
die Berufung der Beklagten hat das Oberlandesgericht die 
gegen die Beklagte zu 1) gerichtete Klage abgewiesen.
Die Berufung des Beklagten zu 2) wurde wegen der Hälfte 
der klägerischen Zahlungsansprüche unter Berücksichti­
gung des Rechtsübergangs auf öffentlich-rechtliche Ver­
sicherungsträger zurückgewiesen, im übrigen aber wurden 
die Ansprüche gegen den Beklagten zu 2) wegen Mitverschul­
dens des Klägers abgewiesen. Dev Kläger verfolgt mit der 
Revision seine Ansprüche gegen beide Beklagte weiter» Der 
Beklagte zu 2) begehrt mit seiner selbständigen Revision 
die volle Abweisung der Klage»Beide Streitteile beantra­
gen die Zurückweisung der gegnerischen Revision»

feit scheidungsgründe %

Ia

Mit Recht hat das Berufungsgericht Schadensersatz­
ansprüche des Klägers gegen die Erstbeklagte abgewiesen» 
Biese hatte mit der Schlachtung des Bullen den Zweitbe­
klagten beauftragt, der als Unternehmer die alleinige Ver­
antwortung für die sachgemäße Burchführung seiner Aufga­
be trug» Badurch, daß der Zweitbeklagte den Kläger zur 
Mithilfe bei der Schlachtung heranzog, entstanden allen­
falls vertragliche Beziehungen zwischen dem Kläger und 
dem Zweitbeklagten, Ber Zweitbeklagte war weder Erfül­
lungsgehilfe (§ 278 BGB) noch Verriehtungsgehilfe (§ 851 
BGB) der Erstbeklagten, so daß diese für ein Verschulden 
des Zweitbeklagten dem Kläger gegenüber nicht einzustehen 
braucht» Bas ist vom Berufungsgericht zutreffend darge-



legt wordenn Für ein Eigenverschulden der für die Erstbe­
klagte handelnden Personen ergeben die Feststellungen des 
Berufungsgerichts keinen Anhalt«. Insbesondere ist nicht 
festgestellt worden, daß der Erstbeklagten Umstände be­
kannt waren, die gegen die Sachkunde und Zuverlässigkeit 
des Zweitbeklagten sprachen. Darauf, ob dessen Gewerbe 
zeitweise gewerbepolizeilich abgemeldet worden ist, kommt 
es in diesem Zusammenhang nicht an.

Der Versuch des Klägers, seine Ansprüche auf der 
Rechtsgrundlage der Gesdhäftsführung ohne Auftrag zu be­
gründen, scheitert schon daran, daß er mit seiner Hilfe­
leistung nicht ein Geschäft der Erstbeklagten besorgt hat. 
Vielmehr war die Schlachtung des Bullen ein Geschäft, des­
sen. Besorgung allein dem Zweitbeklagten als selbständigem 
Unternehmer oblag und das mithin nur seinem Rechtskreis 
zugerechnet werden kann, woran der Umstand nichts ändert, 
daß das Ergebnis der Geschäftsbesorgung vertragsgemäß der 
Erstbeklagten zugute kommen sollte. Erst recht kann die 
Schlachtung des Bullen nicht deshalb als Geschäft der 
Erstbeklagten angesehen werden, weil die Schlachtung in 
den Wirtsehaftsräumen der Erstbeklagten vorgenommen wur­
de.

Die Revision des Klägers mußte daher als unbe­
gründet zurückgewiesen werden, soweit sie sich dagegen wen­
det, daß die Klage gegen.die Erstbeklagte abgewiesen wor­
den ist Der Hilfsantrag der Erstheklagten auf Aussetzung 
des Rechtsstreits bis zur Entscheidung der von der Erst­
beklagten beim Sozialgericht anhängig gemachten Fest­
stellungsklage ist damit gegenstandslos geworden.
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II.

Es bestehen aber auch - entgegen der Ansicht des 
Berufungsgerichts - keine Schadensersatzansprüche des 
Klägers gegen den Zweitbeklagten, da für diesen das 
Haftungsprivileg des § 898 RYO eingreift.

Zwar hat die eigene Berufsgenossenschaft des Klä­
gers den Unfall als Arbeitsunfall in seinem Transportbe­
trieb anerkannt und dem Kläger eine Unfallrente gezahlt. 
Doch ist das Zivilgericht dadurch nicht gehindert zu prü­
fen $, ob der Unfall auch einem anderen Betrieb als Be­
triebsunfall zuzurechnen ist, so daß auch ein anderer Un- 
* ternehmer sich gemäß § 898 RVO auf den Ausschluß seiner 
zivilrechtlichen Haftung gegenüber dem Verletzten beru­
fen kann*

Der erkennende Senat hat zwar in seinem früheren 
Palle (BGrHZ 8, 330 /J32/) bei der Prüfung eines sogenann­
ten Arbeiterleihverhältnisses sich der Rechtsprechung des 
Reichsgerichts (RUZ 111, 1591 171> 393 /J9j7) angeschlos­
sen; nach der die im Rahmen des § 901 RVO erlassene Ent­
scheidung der Versicherungsbehörde die Zivilgerichte auch 
insoweit bindet, als darüber erkannt ist, in welchem Be-, 
trieb sich der Unfall ereignet hat; daraus ergebe sich, 
daß die Annahme ausgeschlossen sei, noch eine andere Per­
son könne Unternehmer im Sinne der §§ 898 RVO sein. In 
einer Entscheidung zu § 537 Hr 10 RVO vom 10, November 1954 
(VI ZR 141/53 = IM zu RVO § 537, 2; ' Nr 4 zu RVO #1^99?
JR 1955, 98; VRS 8, 33; VersR 1955, 40 mit Anmerkung von 
Bach S 115 und 1956 S 397) hat der Senat jedoch bereits
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ausgeführt, durch das 6» Gesetz über Änderungen in der 
Unfallversicherung vom 9= März 1942 sei § 537 RVO grund­
legend dahin geändert worden, daß sich die Versicherungs­
pflicht nicht mehr nach näher aufgezählten Betriebsarten 
richte, sondern auf alle Beschäftigte erstrecke (vgl die 
Begründung des Gesetzes RArbBl II 190, dazu Jantz daselbst 
209)o Hiernach sei es zweifelhaft, ob an der Auffassung 
festgehalten werden könne, daß in allen Bällen nur ein Un­
ternehmer im Finne des § 898 RVO dem Verletzten gegenüber­
stehen könne* Es ist noch darauf hingewiesen, daß die be­
rufsgenossenschaftliche Schiedsstelle in Bonn das Heben­
einanderbestehen zweier Versicherungsverhältnisse an­
läßlich desselben Tatbestandes für möglich angesehen hat . 
und die gewerblichen Berufsgenossenschaften im Hinblick 
auf die Zweifel, die sich in den Bällen des § 537 Hr 10 RVO 
ergeben könnten, welcher der in Betracht kommenden Versi- 
cherundstrager zahlungsverpflichtet sei, am 23* Oktober 1951 
eine Vereinbarung getroffen haben, nach der bei einem Ar­
beitsunfall regelmäßig die Berufsgenossenschaft, bei der 
der Verunglückte auf Grund seiner Stammbeschäftigung versi­
chert war, die Entschädigung zu leisten hat«

Baß eine Beschäftigung nicht notwendig nur für ei­
nen Betrieb stattgefunden haben und daher ein Unfall nicht 
stets nur dem Betriebe eines Unternehmens zugerechnet wer­
den muß, ergibt sich auch aus § 1739 RVO« Biese Bestim­
mung geht ersichtlich davon aus, daß nicht zwingend ein 
Unfall nur dem Betriebe eines Unternehmers als Betriebs­
unfall zuzurechnen ist» So hatte auch das Reichsgericht 
(RGZ 172, 85 /§77) bereits die Brage aufgeworfen, ob eine 
Bindung an den Bescheid der Berufsgenossenschaft dann an­
zunehmen sei, wenn es keiner Bestimmung des betroffenen 
Unternehmers bedurfte, weil alle in Betracht kommenden Be­
triebe derselben Berufsgenossenschaft angehörten und daher, 
die Zshlungspflicht nicht zweifelhaft war«
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Aus diesen Gründen haben in letzter Zeit Rechtspre­
chung und Lehre zunehmend die Auffassung vertreten, daß 
die Zivilgerichte durch § 901 RVO nicht gehindert sind, 
neben dem von den Versicherungsbehörden oder Sozialgerich­
ten anerkannten Uhfallbetrieb auch einem weiteren Unterneh­
mer die Haftungsfreiateilung des § 898 RVO zu gewähren, 
wenn zugleich die Voraussetzungen des § 537 Nr 1 und des 
§ 537 Nr 10 RVO vorliegen (LG Osnabrück VersR 1954, 517,
LG Gießen VersR 1955, 413, LG Mannheim VersR 1955, 429?
LG München VersR 1956, 309, Möring VersR 1955, 489; ande­
rer Ansicht Bach in den oben e rwähnten Anmerkungen und 
VersR 19567 397, 399, der die Ansicht vertritt, daß zu­
nächst das Sozialgerichtsverfahren durchzuführen sei),. Be­
reits die spätere Rechtsprechung des Reichsgerichts (RGZ 
170, 216$ 171, 393) und die Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs (BGHZ 8, 330; BGH LM Nr 5 zu § 898 RVO; BGH LM 
Nr 2 zu § 899 RVO) war zum gleichen Ergebnis gekommen«. Pur 
dieses wurde allerdings § 899 RVO eingeschaltet, indem der 
eine Unternehmer als Bevollmächtigter des anderen Unter­
nehmers bei der Wahrung der Fürsorgepflichten gegenüber bei 
ihm arbeitenden Personen angesehen wurde» Dieser Weg ver- • 
sagt, wenn wie hier ein Unternehmer selbst bei Arbeitsvor­
gängen eines fremden Betriebs mithilft und sich dabei der 
fremden Arbeitsleistung unterstellt (vgl zu diesem Erfor­
dernis BGHZ 21, 207)• Es ist aber kein Grund ersichtlich, 
der es rechtfertigen könnte, solche Fälie haftungsrecht­
lich anders zu entscheiden als’ den wiederholt entschie­
denen Fall des sogenannten Leiharbeiters» In beiden Fäl­
len greift für den in dem Betrieb geschehenen Unfall der 
Schutz der Unfallversicherung ein» Da die Unfallversiche­
rung im Jahre 1942 auf einen größeren Personenkreis, näm­
lich auf alle in einem Betrieb tatsächlich in der Art ei-
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nes Betriebscaigehörigen arbeitenden Personen erstreckt 
wurde (§ 537 Nr 10 RVO), ist in gleichem Haß auch der 
Umfang der Freistellung des Unternehmers von der zivil- 
rechtlichen Unfallhaftung erweitert worden« Für die 
Opfer eines Betriebsunfalls bedeutet die Erweiterung 
des Schutzes der öffentlichen Versicherung zwar manch­
mal eine zivilrechtliche Schlechterstellung» Anderer-̂ - 
seits ist aber für das Opfer des Unfalls insoweit eine 
Besserstellung gegeben als die Ansprüche gegen die Be­
ruf sgenossenschaft nicht den Nachweis eines haftungsbe­
gründenden Tatbestandes erfordern und auch durch ein 
eigenes mitwirkendes Verschulden nicht gemindert oder 
gar ausgeschlossen werden» Die gesetzespolitische Recht­
fertigung der Sonderregelung.des § 898 RVO ist darin zu 
sehen, daß dem Unternehmer ein Ausgleich dafür gewährt 
werden soll* daß er durch seine Leistungen für einen um­
fassenden Versicherungsschutz der bei ihm arbeitenden 
Personen zu sorgen hat. Ferner sollen durch diese Re­
gelung die den inneren Betriebsfrieden störenden Aus­
einandersetzungen über Unfallverantwortung und Unfall­
haftung eingeschränkt werden. Gerade diese Gesichtspunk­
te lassen es aber nicht zu, Unterschiede in der Haftungs­
freistellung danach zu machen, ob derjenige, der bei 
einer Arbeit in einem Betrieb einen Unfall erlitten hat, 
bereits als Arbeitnehmer einem anderen Betrieb angehört 
oder nicht«

Soweit das Reichsgericht in früheren Entschei­
dungen (RGZ 110, 159, 171, 393) die Auffassung vertreten 
hat, ein Unfall im Sinne des § 898 RVO könne immer nur 
einem Betrieb zugerechnet werden, war diese Rechtspre­
chung entscheidend durch das bis zum Jahre 1942 geltende 
System der öffentlichen Unfallversicherung bedingt, das 
an die arbeitsvertragliche Zugehörigkeit des Unfallopfers



zu einem Betrieb anknüpftee Mit der Reform der Unfallver­
sicherung im Jahre 1942 hat diese Rechtsprechung ihre Be­
deutung verloren* Zwar kann auch jetzt versicherungsrecht­
lich nur die Berufsgenossenschaft eines Betriebes nach 
aussen die V.ersicherungsleistungen übernehmen; für die Prä­
ge des zivilrechtlichen Haftungsprivilegs ist es aber jetzt 
möglich, daß den Unternehmern mehrerer Betriebe der Schutz 
des § 898 RVO zugute kommt, wenn die in § 537 RVO auf ge­
stellten Voraussetzungen gegeben sind.

Wird dies erkannt, dann ergibt sich zwangsläufig, 
daß die Bindungswirkung des § 901 RVO gegenüber der frühe­
ren Rechtsprechung des Reichsgerichts eingeschränkt wer­
den muß. Sie behält aber weiter ihre dem Unfallopfer und 
dem Unternehmer und seiner Berufsgenossenschaft zugute kom­
mende Bedeutung* Denn sie sichert auch fernerhin,

a) daß nur dann, wenn der Schutz der Unfallver­
sicherung Platz greift, die in den §§ 898,
899 RVO genannten Personen von der zivil- 
rechtlichen Haftung freigestellt werden;

b) daß - abgesehen von der vorsätzlichen Scha­
denszufügung - nur dann, wenn ein nach der 
RVO entschädigungspflichtiger Unfall nicht 
vorliegt, die im § 898, 899 RVO genannten 
Personen zum Ersatz des Unfallschadens ver­
urteilt werden können.

Bestehen insoweit über den Versicherungsschutz Zweifel, 
hat die Entscheidung der Berufsgenossenschaft und des So­
zialgerichts den Vorrang und es gilt für die Zivilgerich­
te die Aussetzungspflicht des § 901 Abs 2 RVO. Die glei­
che Pflicht gilt, wenn Zweifel über den Umfang der Ver-
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sicheriingsleistung bestehen. Im vorliegenden Palle bedurf­
te es dagegen der hilfsweise vom Zweitbeklagten beantrag­
ten Aussetzung des Hechtsstreits nicht. Denn es steht 
fest, daß es sich um einen nach der Re1chsveis1ehenngscG:5m’rig enfcŝ hä* 
öjgLro^pflicht^gen’JÜnifa 11 handelt«,■ Hie Prägej ob den'Zweitbeklag-

* 'v r

ten der Schutz des § 898 RVO zugute kommt, hat keine 
sozialversicherungsrechtliche Bedeutung, ihre Entschei­
dung ist ausschließlich für die zivilrechtliche Haftungs­
frage von Belang,

Auf Grund dieser Erwägungen ist das Zivilgericht 
im vorliegenden Palle frei, zu entscheiden, ob der Unfall 
des. Klägers sich nicht nur in dessen eigenen Betrieb ab­
gespielt hat, nachdem die für diesen zuständige Berufs­
genossenschaft ihre grundsätzliche Haftungsverpflichtung 
anerkannt hat, sondern ob der Unfall auch dem Betrieb des 
Beklagten zu 2) in dem Sinne zuzurechnen ist, daß diesem 
§ 898 RVO zur Seite steht«

III«
ii

Insoweit ist entscheidend, was auch das Berufungs­
gericht nicht übersehen hat, ob der Kläger im Betriebe 
des Beklagten zu 2) tätig gewesen ist. Es kommt nicht dar­
auf an, daß auch der Kläger ein selbständiger Unterneh­
mer ist, denn auch ein solcher kann sich im Rahmen des 
§ 537 Br 1 und 10 RVO dem Betriebe eines anderen Unterneh­
mers einordnen. Baß dies nach dem festgestellten Sachver­
halt geschehen ist, hat das Berufungsgericht verkannt« Die 
eigene selbständige Tätigkeit des Klägers war beendet.als 
er in Erfüllung seines Auftrages den Bullen für die Beklag­
te zu 1) abgeliefert hatte. Soweit der Kläger nunmehr im

i/ '
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Betriebe des Beklagten zu 2) tätig wurde und bei der Schlach­
tung half, handelt es sich nicht mehr um eine eigene Un­
ternehmertätigkeit, vielmehr um eine ernsthafte, einen 
wirtschaftlichen Wert darstellende Tätigkeit im Betriebe 
des Beklagten zu 2), Bas gesamte Verhalten des Beklagten 
kann auch nur dahin gedeutet werden, daß er sich bewußt 
und gewollt - wenn auch nur vorübergehend - für den Schlacht­
vorgang dem Betriebe des Beklagten zu 2) im Sinne des 
§ 537 RVO eingegliedert hat« Bas eigene Interesse des Klä­
gers an einer schnellen Beendigung der Schlachtung steht 
dem nicht entgegen»

Da somit der Kläger im Sinne des § 537 RVO im Be­
triebe des Beklagten zu 2) tätig gewesen ist und nach 
dem Sachvortrag nur eine fahrlässige Schadenszufügung 
in Frage steht, kann der Beklagten zu 2) genfiß § 898 RVO 
nicht in Anspruch genommen werden.-
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Auf die Frage einen Mitverschuldens des Klägers 
kommt es daher nicht an* Die Zahlungsklage gegen den 
Beklagten zu 2 ) war also abzuweisen«

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91, 97 ZPO«

Dr Kleinewefers Dr* Engel s Dra Karl E. Meyer

Martin Dr* Hauß
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